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 Rita Schäfer

Feministische Außenpolitik
Zwischen visionären Perspektiven, 

Parteiengerangel und Praxistests in Deutschland
(Debatte)

Am 1. März 2023 stellte Außenministerin Annalena Baerbock Leitlinien 
des Auswärtigen Amtes (AA) zur feministischen Außenpolitik vor. Die-
ser Debattenbeitrag fokussiert auf deren inhaltliche Schwerpunkte und 
erläutert parteipolitische Kontroversen über feministische außenpolitische 
Forderungen unter früheren Regierungen. Ein zeitlicher Längsschnitt der 
Auseinandersetzungen zwischen demokratischen Parteien im Bundestag 
veranschaulicht parlamentarische Prozedere, die von der Fachwelt und der 
medialen Öff entlichkeit bislang kaum wahrgenommen wurden. Auch Ein-
schätzungen aus der Zivilgesellschaft kommen im Folgenden zur Sprache, 
sie monieren vor allem die mangelnde Beachtung pazifi stischer Ziele und 
die defi zitäre Unterstützung von Frauen-/Menschenrechtsaktivist*innen in 
repressiven Regimen.

Am Beispiel der revolutionären Frauenproteste im Iran und der Iranpolitik 
der deutschen Bundesregierung(en) konkretisiert dieser Text Fallstricke femi-
nistischer Außenpolitik. Iran ist dafür als Testfall geeignet, weil sich das AA 
gezielt und mehrfach mit entsprechenden Bezugnahmen dazu geäußert hat. 
Zudem kann hier exemplarisch gezeigt werden, ob Außen - und Innenpolitik 
kohärent sind, was sie laut Bundesregierung sein sollten. Hinzu kommt 
die Problematik des deutschen Asylrechts für verfolgte Frauen-Menschen-
rechtsverteidiger*innen, dessen Relevanz in den neuen Leitlinien des AA 
komplett ausgespart wird.

In den folgenden Überlegungen geht es also nicht um eine Moment-
aufnahme der medial viel diskutierten Neuerungen unter dem Stichwort 
feministische Außenpolitik. Deshalb werden auch keine Beurteilungen aus 
Meinungsbeiträgen zum Ukrainekrieg wiederholt. Gleiches betriff t Refl exio-
nen über die mögliche konzeptionelle Ausrichtung ministerieller Pläne des 
AA zur feministischen Außenpolitik durch Vergleiche mit anderen Ländern, 



die deutsche Think Tanks bereits veröff entlicht haben (Zilla 2022; Assad & 
Tausendfreund 2022; Brunke u. a. 2022).

Leitlinien unter der Lupe

Die Leitlinien des Auswärtigen Amtes „Feministische Außenpolitik gestal-
ten“ umfassen sowohl das außenpolitische Handeln als auch die Arbeits-
weise in diesem Ressort, konkret die Personalauswahl und -entwicklung. 
Konzeptionell verfolgen sie laut eigener Einschätzung einen intersektionalen 
und transformativen Ansatz zur Gleichstellung der Geschlechter, zudem soll 
innenpolitisches Gender-Mainstreaming außenpolitisch ausgebaut werden. 
Gender budgeting und der Förderung von Diversität wird strukturverän-
dernde Bedeutung beigemessen. Gleichberechtigte gesellschaftliche, wirt-
schaftliche und politische Teilhabe soll als Kompass in bi- und multilateralen 
Beziehungen gelten. Ein breites Handlungsspektrum von Friedens- bzw. 
Sicherheits-, Wirtschafts- und Klimapolitik bis hin zu auswärtiger Kultur-
politik und humanitärer Hilfe soll mit Bezugnahme auf feministische Ziele 
bearbeitet werden, konkret geht es um Rechte, Ressourcen und Repräsentanz 
von Frauen und Marginalisierten. Strategisch verstehen sich die Leitlinien 
als off enes Arbeitsdokument, sie rufen zu Ideen für Veränderungen, Kritik 
und Korrektur auf (AA 2023). Daran knüpfen die folgenden Darlegungen an.

Geschlechtergerechtigkeit und menschliche Sicherheit sollen im Rahmen 
einer wertegeleiteten Außenpolitik verbunden werden. Zentralen Stellen-
wert hat die Agenda „Frauen, Frieden und Sicherheit“ (WPS-Agenda) zur 
Umsetzung der UN-Sicherheitsratsresolution 1325; sie gilt als Fundament 
für Sicherheitskooperationen im Rahmen der NATO, der OSZE und auf 
europäischer Ebene. Zudem soll sie Priorität bei der Bewerbung Deutsch-
lands um einen nichtständigen Sitz im UN-Sicherheitsrat 2027/28 haben. Mit 
dem Fokus auf Sicherheits- und Verteidigungspolitik wird Rüstungskontrolle 
erwähnt, einmal wird Abrüstung genannt. Friedenspolitisch auff ällig ist die 
Trennlinie, die zum Pazifi smus gezogen wird (AA 2023: 13).

Gleichzeitig heben die Leitlinien unter Bezug auf den 3. nationalen 
Aktionsplan zur Umsetzung der UN-Resolution 1325 die Förderung von 
Friedensstifterinnen und Mediatorinnen in Krisengebieten hervor. Hier 
wird die Transformation Friedensaktivistinnen aufgeschultert, auch Inter-
essenvertreter*innen sexueller Minderheiten werden genannt. Sie gelten als 
eine Opfergruppe, die besonders von sexualisierter Kriegsgewalt betroff en 
sei. Dennoch bleibt die Überwindung martialischer Männlichkeit durch 
den systematischen Abbau von Militarismus unbeachtet, wenngleich die 
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feministische Friedensforschung seit Jahren analysiert, wie notwendig dies 
für den Aufbau friedlicher Nachkriegsgesellschaften ist (Schäfer 2013).

Die Arbeit von Männern als Akteuren der Veränderung, die in vielen 
Ländern und weltweit Transformationsprozesse aktiv mittragen wollen, 
hätte mehr Beachtung verdient (MenEngage Africa 2023). Es wird nur kurz 
eine Kampagne von UN Women „He for she“ genannt. Um ihren Intersek-
tionalitätsanspruch einzulösen, hätten die Leitlinien der Maskulinität als 
Konstrukt – verwoben mit vielen anderen Formen von Macht und Ungleich-
heit – Beachtung zollen müssen.

In der Energiediplomatie und Klimapolitik, die allerdings nicht auf Klima-
gerechtigkeit abzielt, werden Frauen und diverse Gruppen als Akteur*innen 
wahrgenommen, während die auswärtige Kulturpolitik ihre Sichtbarkeit 
verbessern will. Teilhabe im formalen Sektor durch ökonomisches empo-
werment ist der Dreh- und Angelpunkt in der Außenwirtschaftspolitik, sie 
soll die mangelnde Ausschöpfung des unternehmerischen Potenzials von 
Frauen und ihre prekären Arbeitsbedingungen im informellen Sektor über-
winden (AA 2023: 50). Obwohl die Leitlinien sich grundsätzlich auf inter-
nationale Vereinbarungen zur Überwindung von Diskriminierung berufen, 
kommt Ausbeutung in den Ausführungen zur Wirtschaft begriffl  ich nicht 
vor. Eine internationale arbeitsrechtliche Vereinbarung gegen Gewalt am 
Arbeitsplatz wird kurz erwähnt, Menschenrechte fi nden nur unter Bezug 
auf Lieferketten Beachtung.

Im Kontext der bi- und multilateralen Menschenrechtsarbeit sollen vor 
allem reproduktive und sexuelle Rechte verteidigt und zivilgesellschaftliche 
Organisationen von sexuellen Minderheiten unterstützt werden. In der För-
derung der Menschenrechte von Lesben, Schwulen, Trans* und Inter*Men-
schen beansprucht die Bundesregierung eine internationale Führungsrolle 
(AA 2023: 43). Die dafür international wichtigen Yogyakarta-Prinzipien, 
die Rechte sexueller Minderheiten mit allgemeinen Menschenrechten 
systematisch verbinden, bleiben in den Leitlinien unbeachtet. Das LSBTI-
Inklusionskonzept, das AA und das  Bundesministerium für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) unter der früheren Bundesre-
gierung im März 2021 gemeinsam veröff entlicht hatten, wird nur einmal 
genannt (AA & BMZ 2021: 13). Bis heute fehlt dazu ein Umsetzungsplan, 
den deutsche LSBTI-Interessenvertretungen wiederholt angemahnt hatten. 
Seit 2022 hat Deutschland zusammen mit Mexiko für zwei Jahre den Co-Vor-
sitz der Equal Rights Coalition, eines Zusammenschlusses von 42 Staaten 
zum Schutz von LSBTI-Rechten. Problematisch sind diesbezüglich die 
verbreitete Homo- sowie Transphobie, Misogynie und Femizide sowohl 
in Deutschland als auch in Mexiko, was die Notwendigkeit systematisch 
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verknüpfter innen- und außenpolitischer Maßnahmen zum Schutz von 
LSBTI-Menschenrechten und Frauenrechten unterstreicht.

Das Arbeiten im Auswärtigen Amt soll durch Diversität, Gleichstellung 
und Inklusion verändert werden, dazu zählen entsprechende Personalschu-
lungen sowie die Überwindung von Diskriminierung, familienfreundliches 
Arbeiten und die Erhöhung des Anteils von Frauen in Führungspositionen 
(AA 2023: 61ff ). Institutionell sollen die Leitlinien durch eine Botschafterin 
für feministische Außenpolitik, einen Stab und einen Steuerungskreis femi-
nistische Außenpolitik, Ansprechpersonen in allen Auslandsvertretungen, 
eine Gleichstellungsbeauftragte und ein neues Referat für Geschlechterge-
rechtigkeit und Diversität umgesetzt werden. Inwieweit LSBTI-Menschen 
auch gezielt Führungspositionen erhalten sollen, bleibt unklar. Bei der Vor-
stellung der Leitlinien am 1. März 2023 veranschaulichte Außenministerin 
Annalena Baerbock in einer Rede die Bedeutung von Rechten, Repräsentanz 
und Ressourcen. Zudem unterstrich sie die Ausrichtung auf Sicherheit.

Vom Koalitionsvertrag zu Konferenzen

Die Leitlinien des AA zur feministischen Außenpolitik basieren auf dem 
Koalitionsvertrag 2021-2025 zwischen SPD, Bündnis 90/die Grünen und 
FDP „Mehr Fortschritt wagen. Bündnis für Freiheit, Gerechtigkeit und Nach-
haltigkeit“ vom 24. November 2021, denn darin kündigen die beteiligten 
Regierungsparteien eine Feminist Foreign Policy an. Konkret bedeute das, 
gemeinsam mit ihren Partnern die Rechte, Ressourcen und Repräsentanz 
von Frauen und Mädchen weltweit zu stärken und die gesellschaftliche 
Diversität zu fördern. Zudem soll der Nationale Aktionsplan zur UN-Reso-
lution 1325 ambitioniert umgesetzt und weiterentwickelt werden (Deutsche 
Bundesregierung 2021: 144).

Ein Jahr später, in ihrer Rede zur feministischen Außenpolitik am 
12. September 2022 anlässlich der Konferenz Shaping Feminist Foreign 
Policy in Berlin, baute Außenministerin Annalena Baerbock darauf auf, 
indem sie ihre Vorstellungen zu Rechten, Ressourcen und Repräsentanz 
von Frauen an konkreten Beispielen, etwa aus Afghanistan und Mali, zu 
Mädchenbildung, wirtschaftlicher Tätigkeit von Frauen erläuterte (Deutsche 
Bundesregierung 2022).

Konzeptionell relevant war eine ideologische Bewertung – möglicher-
weise ein Erbe langjähriger Dominanz der FDP im AA beim Redenschreiben. 
Denn Frauenrechte wurden mit der gleichberechtigten Teilhabe von Frauen 
am weltweiten Arbeitsmarkt und volkswirtschaftlichen Berechnungen 
zur Steigerung des Bruttoinlandsprodukts verbunden. Auch während der 
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Vorstellung der Leitlinien zur feministischen Außenpolitik am 1. März 2023 
unterstrich der Redentext der Ministerin diesen Punkt, obwohl feministische 
Wissenschaftlerinnen, u.a. aus Ländern des globalen Südens, das seit Jahren 
als neo-liberale Vereinnahmungen von Frauenrechten kritisieren. Demgegen-
über nutzt die Rede am 12. September 2022 als Referenz eine Studie von 
McKinsey, einem global agierenden und umstrittenen Unternehmensbera-
tungskonzern, der sich auch Ministerien andient. Der desaströse Einfl uss von 
McKinsey auf Regierungshandeln unter Merkels Kanzlerschaft war bereits 
Anlass für Kritik vom Bundesrechnungshof und von Bundestagsgremien.1

Die Außenministerin lobte in ihren Ausführungen zu Shaping Feminist 
Foreign Policy die Kooperation mit Ländern wie Schweden, die bereits eine 
feministische Außenpolitik entwickelt haben. Der kurz nach der Konferenz 
erfolgte Regierungswechsel in Stockholm zeigte jedoch, wie schnell ein 
Allianz partner mit Vorbildfunktion im Kontext eines vielerorts festzu-
stellenden Rechtsrucks verloren gehen kann. Die Redenschreiber*innen 
bezeichneten Anti-Gender-Tendenzen am 12. September 2022 nur bagatel-
lisierend als Gegenwind. Demgegenüber ist Forschenden längst klar, wie 
wichtig umfassende politische Strategien und breit gefächerte Maßnahmen 
sind, um den weltweit erstarkenden und gut vernetzten Anti-Gender-Bewe-
gungen Einhalt zu gebieten (Denkovski & CFFP 2022).

Praxistests

Baerbocks programmatische Rede vom 12. September 2022 verweist auf 
strukturelle Hindernisse, die im Kontrast zu feministischen außenpolitischen 
Ansprüchen stehen, etwa genehmigte Rüstungsgüter, die in Kooperation 
mit europäischen Partnern nach Saudi-Arabien geliefert werden, was im 
Oktober 2022 eine friedenspolitische Kontroverse auslöste (Deutscher 
Bundestag 2023a).2

Neben der Militarismusproblematik gab es bereits weitere Fallstricke. 
Zwar zählte Shaharzad Akbar, die langjährige Vorsitzende der unabhängigen 

1 Zwar ist bekannt und – wird u.a. von Transparency International kritisiert –, dass hoch 
dotierte privatwirtschaftliche Beraterfi rmen großen Einfl uss auf deutsche Ministerien 
nehmen, etwa im Rahmen des Verteidigungsministeriums unter Ursula von der Leyen, die 
Katrin Suder 2014 zur Rüstungsstaatssekretärin machte (CFFP 2021a: 15). Die damalige 
McKinsey-Direktorin Suder hatte von der Leyen schon als Arbeitsministerin beraten; ihr 
wurde vorgeworfen, frühere Kollegen mit ins Verteidigungsministerium geholt bzw. sie mit 
Verträgen versorgt zu haben. Der Bundesrechnungshof rügte laut Untersuchungsausschuss 
des Verteidigungsausschusses im Bericht und in der Beschlussempfehlung vom 16.9.2020 
Rechts- und Regelverstöße in Millionenhöhe (Deutscher Bundestag 2020).

2 Auch in Schweden zählten Rüstungsgüterexporte zum Kritikpunkt an der vielfach als vor-
bildlich gelobten feministischen Außenpolitik (Zhukova u.a. 2022: 197).
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afghanischen Menschenrechtskommission, am 12. September 2022 zu 
den wertschätzend begrüßten Konferenzteilnehmer*innen. Dennoch legen 
Abteilungen des AA afghanischen Frauen- und Menschenrechtsaktivist*in-
nen Steine in den Weg und gefährden damit das Leben der Engagierten, 
wenn diese Visa beantragen wollen, um Attentaten der Taliban zu entgehen 
(Ruttig 2022). Das verweist auf notwendige institutionelle Reformen bzw. 
pragmatischere Verfahrens-/Arbeitsabläufe in zuständigen AA-Abteilungen. 
Die wären in dem lange von der CDU/CSU dominierten Innenministerium 
ebenfalls erforderlich, dessen damaliger Umgang beispielsweise mit afgha-
nischen Asylsuchenden wirkt off enbar nach.

Das Visa-Desaster belastet zudem protestierende und von Haft, sexua-
lisierter Folter und Tötung bedrohte Iranerinnen spätestens seit 2022. 
Bürokratische Blockaden deutscher Behörden bringen auch deren Leben 
in Gefahr. Baerbocks am 29. September 2022 im Deutschen Bundestag 
während der aktuellen Stunde „Zu den Protesten im Iran nach dem Tod von 
Mahsa Amini in Polizeigewahrsam“ getroff ene Bewertung, die gewaltsame 
Niederschlagung der Proteste hätten nichts mit Kultur und Religion zu tun, 
ist laut iranischer Intellektueller eine Fehleinschätzung, da Frauen und Mäd-
chen in vielen Städten im Iran seit Wochen gegen das repressive Regime 
und dessen strenge religiös begründete Vorschriften sowie Scharia-Gesetze 
und drakonischen Strafen protestieren. In den von Kurd*innen bewohnten 
Landesteilen geht die Staatsgewalt seit längerem besonders brutal gegen 
die Bevölkerung vor, nicht nur anlässlich der Beerdigung von Jina/Zhina 
(Mahsa) Amini (Mirzaei & Talebian 2022: 4; Khani 2022: 17ff ). Wegen der 
außen- und innen-/sicherheitspolitischen Bedeutung der Kontroverse über 
den deutschen Umgang mit den iranischen Revolutionsgarden wird dieses 
Thema hier nun etwas genauer betrachtet. Sie wären vom Regimewechsel, 
den protestierende Iraner*innen fordern, wegen ihrer weitreichenden Macht 
in vieler Hinsicht betroff en, dennoch sind sie auch Monate nach Protestbe-
ginn von der Bundesregierung noch nicht als Terrororganisation eingestuft 
und damit als Institution mit Sanktionen belegt.

Das verursacht Unverständnis bei iranischen Regimegegner*innen, zumal 
die vermutlich auf Revolutionsgarden zurückzuführenden Terrorpläne – 
ausgeführt von regimetreuen Iranern – gegen jüdische Einrichtungen in 
Deutschland zeigen, wozu das Mullah-Regime bereit ist. Möglicherweise 
handelt es sich um eine militärische Spezialeinheit für Auslandseinsätze 
und geheimdienstliche Aktivitäten. Zur bewaff neten Gewalt zählen Schüsse, 
u.a. auf das frühere Rabbinerhaus direkt neben der alten Synagoge in Essen 
in der Nacht zum 18. November 2022. Die Bundesregierung zögerte hin-
gegen noch Anfang 2023 mit Sanktionen gegen die mächtige Institution 
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der Revolutionswächter, die zahlreiche wichtige iranische Unternehmen 
besitzen bzw. kontrollieren (Baeck 2023). Baerbock verwies zwischenzeit-
lich auf rechtliche Abstimmungen auf EU-Ebene; gleichzeitig unterstrich 
sie, einzelne Vertreter der Revolutionsgarden würden bereits sanktioniert.

Inwieweit Wirtschaftsinteressen und geopolitische Ziele der Bundes-
regierung, insbesondere Verhandlungen im Kontext des internationalen 
Atomabkommens (Joint Comprehensive Plan of Action) mit der Regierung 
des Iran, in die Sanktionsfrage hineinspielen, wird in politischen Analysen 
diskutiert. Denn Deutschland ist ein wichtiger Wirtschaftspartner des an Öl 
und Erdgas reichen Landes und die religiös begründete Unterdrückung von 
Frauen sowie die gravierenden Menschenrechtsverletzungen des Regimes 
(einschließlich der Vollstreckung der Todesstrafe) hielten deutsche Regie-
rungsvertreter unter Merkel, Schröder und Kohl über Jahrzehnte nicht davon 
ab, sich den Machthabern in Teheran anzubiedern.3

Dabei waren wiederholt Terrorverdächtige und Spione in Deutschland 
aufgefl ogen, u.a. wurde 2017 ein Handlanger der anti-israelischen Quds-
Einheit der Elitetruppe des Mullah-Regimes verurteilt, weil er den ehema-
ligen Präsidenten der Deutsch-Israelischen Gesellschaft, Reinhold Robbe 
(SPD), ausspioniert hatte. Es ging um Entführungs- und Mordpläne der 
Revolutionsgarden.4

Iranische Regimegegner*innen werden nicht nur in ihrem Heimatland, 
sondern auch in Deutschland von Mitarbeitenden des iranischen Geheim-
dienstes weiterhin ausspioniert und bedroht – im Kontrast zum Schutz von 
Menschenrechtsverteidiger*innen, den die Bundesregierung für sich postu-
liert. Dieses Problem wurde bereits innen- und parteipolitisch thematisiert. 

3 Bundespräsident Frank Walter Steinmeier gratulierte dem Iran per Telegramm zum 40. Jah-
restag der islamischen Revolution am 11. Februar 2019 auch im Namen seiner Landsleute, 
was etliche Organisationen kritisierten, darunter der Zentralrat der Juden in Deutschland. 
2020 verschickte das Bundespräsidialamt – aus Versehen – abermals ein Glückwunsch-
schreiben, das aber als kritischer galt. Der Bundespräsident: Telegramme zum iranischen 
Nationalfeiertag 1980-2019, https://www.bundespraesident.de/SharedDocs/Berichte/DE/
Frank-Walter-Steinmeier/2019/02/190226-Telegramme-Iran.html, letzter Aufruf: 21.1.2023.

4 2018 geriet Mohammad Hadi Mofateh in die Kritik; er galt als Mitglied der Revolutions-
garden, übernahm dennoch 2018 die Leitung des Islamischen Zentrums Hamburg e.V., 
das seit Jahren wegen Spionage- und Terrorverdacht vom Verfassungsschutz beobachtet 
wird (Deutscher Bundestag 2018b). Bereits kurz zuvor hatte sich der Bundestag mit den 
iranischen Revolutionsgarden befasst: In der Antwort des Staatssekretärs Walter Lindner 
am 19. Juli 2018 auf die schriftliche Frage von Nicola Beer (FDP), Deutscher Bundestag, 
19. Wahlperiode, Drucksache 19/3484, Schriftliche Fragen mit den in der Woche vom 
16. Juli 2018 eingegangenen Antworten der Bundesregierung, 20. Juli 2018, S. 46-47 
heißt es: „Die sogenannten iranischen Revolutionsgarden sind – als Organisation – in der 
Europäischen Union (EU) wegen ihrer Beteiligung am iranischen Nuklear- und Raketen-
programm ‚gelistet‘.“ (Deutscher Bundestag 2018a).
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So wurde in der Sitzung vom 19. Januar 2023 der Antrag der CDU/CSU-
Fraktion 20/5214 vom 17. Januar 2023 „Das iranische Terrorregime eff ektiv 
sanktionieren und so die iranische Revolutionsbewegung aktiv unterstützen“ 
verhandelt. Er wurde nach einer Debatte in den Auswärtigen Ausschuss 
überwiesen (Deutscher Bundestag 2023c). In der 76. Bundestagssitzung am 
15. Dezember 2022 war der Antrag 20/3930 der CDU/CSU-Fraktion vom 
11. Oktober 2022 „Iranische Protestbewegung entschlossen unterstützen – 
Den Testfall einer frauenorientierten Außenpolitik zum Erfolg machen“ nach 
einer Aussprache abgelehnt worden. Der Debatte und Abstimmung lagen 
Beschlussempfehlung und Bericht des Auswärtigen Ausschusses (20/4775) 
vom 1. Dezember 2022 zugrunde (Deutscher Bundestag 2022).5

Wie die Iran-Problematik außenpolitisch mit der offi  ziellen deutschen 
Israelpolitik und entsprechenden Bekenntnissen zu Israel vereinbar ist, 
übersteigt als Diskussionsgegenstand den Rahmen dieses Beitrags. Jedoch 
verweist das Spannungsfeld auf einen Spagat, den das AA nun vollbringen 
muss, um gegenüber der neuen israelischen Regierung, die alles andere als 
Frauenrechts- und Queer-freundlich angetreten ist, feministische Außen-
politik zu realisieren.

Parteipolitische Forderungen 2019 bis 2023

Am 28. Oktober 2020 diskutierte der Bundestag über den Antrag der Frak-
tion Bündnis 90/die Grünen (Drucksache 19/7920) vom 19. Februar 2019 
zu „Feministische Außenpolitik konsequent umsetzen – Gewalt und Dis-
kriminierung überwinden, Geschlechtergerechtigkeit und Menschenrechte 
weltweit verwirklichen“. Er wurde auf Empfehlung des Auswärtigen Aus-
schusses (Drucksache 19/8640 vom 21. März 2019) abgelehnt. Bündnis 90/
die Grünen hatten darin gefordert, alle diplomatischen Verhandlungen und 
Projektplanungen sowie das Engagement in multilateralen Organisationen 
auf eine feministische Außenpolitik auszurichten. Die Rechte von Frauen, 
Mädchen und marginalen Gruppen sollten weltweit gestärkt werden. 
Bezugspunkte waren die nachhaltigen Entwicklungsziele der UN und die 
UN-Resolution 1325 zu Frauen, Frieden und Sicherheit. Aus Ankündigungen 
der Deutschen Bundesregierung, die damals einen nicht-ständigen Sitz im 
UN-Sicherheitsrat innehatte, sollten Taten hinsichtlich einer feministischen 
Außenpolitik folgen. Nach dem Vorbild der schwedischen Regierung sollte 
ressortübergreifend ein „Gender Equality Plan“ mit klaren und überprüfbaren 

5 Das EU-Parlament beschloss am 18. Januar 2023 eine Empfehlung, wonach die EU die 
Revolutionsgarden in die Terrorliste aufnehmen sollte. Doch dieses Abstimmungsergebnis 
ist nicht rechtlich bindend.
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Zielen auf internationaler und nationaler Ebene entwickelt und umgesetzt 
werden.

2019/2020 hatten nicht nur Bündnis 90/die Grünen als damalige Opposi-
tionspartei eine feministische Außenpolitik verlangt. Auch die Linken 
erhoben diesbezügliche Forderungen. Am 4. März 2020 wurde der Antrag 
der Linken (Drucksache 19/23515) zu „Auf Gewalt in internationalen Kon-
fl ikten verzichten – UN-Resolution 1325 ‚Frauen, Frieden und Sicherheit‘ 
umfassend verankern“ im Bundestag abgelehnt. Die Fraktion hatte vorge-
schlagen, im Auswärtigen Amt ein Referat für die Umsetzung der Resolution 
zu schaff en und sie in allen Ministerien strukturell zu verankern. Inhaltlich 
forderte sie zivile Maßnahmen der Konfl iktbearbeitung, um Frauen, Mäd-
chen und andere vulnerable Gruppen in Krisenregionen zu unterstützen. 
Die Verbindung von Militäreinsätzen, höheren Rüstungsausgaben und 
zivilem Engagement sollte beendet werden. Der Antrag der Linken (Druck-
sache 19/17548 vom 4.3.2020) „Für eine friedliche feministische Außen-
politik“ wurde zur Beratung an den Auswärtigen Ausschuss überwiesen, 
der am 28. Oktober 2020 darüber beriet und in seinem Bericht bzw. seiner 
Beschlussempfehlung vom 14. April 2021 (Drucksache 19/28509) dem Deut-
schen Bundestag riet, den Antrag abzulehnen (Deutscher Bundestag 2021).

Dieser forderte das Primat einer feministischen Außenpolitik in der deut-
schen Außen-, Entwicklungs- und Menschenrechtspolitik, ein Exportverbot 
für Kriegswaff en bzw. Rüstungsgüter und abermals die Einrichtung eines 
Referats für die Umsetzung der UN-Resolution 1325.

Kontext war – ähnlich wie beim Antrag von Bündnis 90/die Grünen – die 
damalige nicht-ständige Mitgliedschaft Deutschlands im UN-Sicherheitsrat. 
Als solches hatte die Bundesregierung die UN-Resolution 2467 zur Bekämp-
fung von sexueller Gewalt in Konfl ikten in dieses Gremium eingebracht, 
die am 23. April 2019 verabschiedet wurde. Allerdings bewerten Frauen-
rechtsexpert*innen sie hinsichtlich des Schutzes reproduktiver Rechte als 
Rückschritt, denn der Zugang zu reproduktiver Gesundheit für Gewaltüber-
lebende wurde auf Druck der Trump-Regierung aus dem Entwurf gestrichen.

Unter veränderten parteipolitischen Konstellationen und als Opposition 
richtete die CDU/CSU-Fraktion nicht nur den bereits erwähnten Antrag 
20/3930 vom 11. Oktober 2022 zur Protestbewegung im Iran, sondern am 
13. Januar 2023 auch eine kleine Anfrage zu „Frauen in der Außen- und 
Entwicklungspolitik“ an die Bundesregierung (Drucksache 20/5187). Darin 
nannte sie frauenpolitische Errungenschaften der Merkel-Regierung(en), u.a. 
den während der deutschen EU-Ratspräsidentschaft 2020 erstellten Aktions-
plan zur Gleichberechtigung der Geschlechter in den EU-Außenbeziehungen 
2021-2025 (EU GAP III). Die CDU/CSU-Fraktion erkundigte sich nach den 
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Unterschieden zwischen frauenpolitischen Konzepten früherer Bundesregie-
rungen und der feministischen Außenpolitik der aktuellen Bundesregierung. 
Sie fragte nach Intention, Konzept, konkreten Zielen und Instrumenten und 
listete zahlreiche Fragen zu Rüstungsexporten, Energie- und Klimapolitik, 
Regional-/Länderstrategien und zur Situation von Frauen auf (Deutscher 
Bundestag 2023b). Die Antwort der Bundesregierung vom 13. Februar 2023 
enthält ausführliche Erläuterungen, wobei die konzeptionellen Ausführun-
gen dem Wortlaut in den Leitlinien vom März 2023 ähneln. Zudem werden 
Details zur fi nanziellen (Frauen-)Förderung aufgelistet, etwa Mittel für 
UN-Organisationen, wie UN Women (Deutscher Bundestag 2023d).

Zivilgesellschaftliche Vorschläge für feministische Außenpolitik

Nicht nur das AA und politische Parteien, auch zivilgesellschaftliche Organi-
sationen und Netzwerke, Think Tanks sowie einzelne Wissenschaftler*innen 
in Forschungsinstituten arbeiteten in den letzten Jahren über Potenziale 
und Limitierungen einer feministischen Außenpolitik.6 Die im Folgenden 
vorgestellten Manifeste, Vorschläge für Leitlinien und Umsetzungspläne 
entstanden unter Bezug auf international vergleichende Studien (Thompsen 
u.a. 2021; Zhukova u.a. 2022, Hicks 2021). Die meisten Expert*innen zu 
diesem Thema stehen im fachlichen Austausch, teilweise nehmen sie unter-
schiedliche Gewichtungen der Vorteile und Probleme einer feministischen 
Außenpolitik vor. Grundsätzlich begrüßen sie jedoch das Vorhaben des AA. 
Angesichts dieser konstruktiv-anerkennenden Haltung, der konkreten Vor-
schläge und ausgearbeiteten Systematik sowie des hohen Refl exionsniveaus 
dieser Papiere einerseits und der Bereitschaft des AA zur Zusammenarbeit 
mit Wissenschaft und Zivilgesellschaft andererseits, wird sich in den fol-
genden Monaten zeigen, welche Möglichkeit das AA zum thematischem 
Austausch bietet.

Im Herbst 2022 kamen Aktive aus Frauenrechts- und Friedensorgani-
sationen zu mehreren Workshops in Berlin und virtuell zusammen, um 
zivilgesellschaftliche Kooperationsformen zur Auseinandersetzung mit der 
feminist foreign policy des AA und der ebenfalls angekündigten feministi-
schen Entwicklungspolitik des  BMZ zu diskutieren. In Form eines Netzwerks 
wollen sie sich zukünftig weiter austauschen.

Dabei können die Engagierten auf eine fundierte Analysebasis und detail-
lierte Forderungen in themenrelevanten Studien und Manifesten oder praxis-
relevanten Leitfäden aufbauen, die zivilgesellschaftliche Organisationen und 
Expert*innen bereits veröff entlicht haben. Etliche von ihnen hatten schon 

6 Zilla 2022; Assad, & Tausendfreund 2022; Brunke u.a. 2022; Dinkel u.a. 2022.
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im Netzwerk 1325 für Stellungnahmen zur Umsetzung der UN-Resolution 
1325 zu Frauen, Frieden und Sicherheit kooperiert, das die diesbezüglichen 
Nationalen Aktionspläne der Bundesregierung sowie deren Umsetzung kri-
tisch kommentierte. Da diese völkerrechtlich bindende Resolution und ihre 
Folgeresolutionen für eine feministische Außenpolitik großen Stellenwert 
haben, sind damit verknüpfte Friedensforderungen ein Dreh- und Angel-
punkt im Positionspapier „Annäherung an eine feministische Außenpolitik 
in Deutschland“, das etliche Frauenorganisationen gemeinsam erarbeitet 
haben (CARE u.a. 2022: 3). Tragend ist das intersektional interpretierte 
Konzept von menschlicher Sicherheit; hinzu kommen menschenrechts-
basierte Neuorientierungen in der Außenpolitik, die strukturelle Gewalt, 
Gewaltverhältnisse und patriarchale Strukturen abbauen sollen. Denn 
Geschlechtergerechtigkeit gilt als zentrales Element für den Frieden. Ver-
bindungen von Außen- und Innenpolitik stellt dieses Positionspapier unter 
Bezug auf internationale Abkommen her. Überwindung von Rassismus, 
Ungleichheiten in Folge des Kolonialismus und des Antisemitismus haben 
großen Stellenwert. Ausdrücklich werden die Verpfl ichtungen Deutschlands 
aus der Shoah/dem Holocaust genannt (ebd.: 4). Notwendig sei zudem das 
Vorgehen gegen gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit und Anti-Gender/
Feminismus-Bewegungen (ebd.: 10).

Im Bereich der feministischen Entwicklungszusammenarbeit verlangt 
das Positionspapier Verbesserungen der Förderung zivilgesellschaftlicher 
Organisationen, die viel Präventionsarbeit gegen geschlechtsspezifi sche 
Gewalt leisten, aber mit unüberwindbaren Hürden der deutschen Bürokratie 
konfrontiert sind (ebd.: 16). Frauen-/Menschen- und Arbeitsrechte sollten in 
der Pfl ege-Arbeit und in allen Produktionsbereichen entlang globaler Liefer-
ketten beachtet werden, zumal diese bislang vielfach auf Ausbeutung vor 
allem von marginalisierten Frauen beruhen. Das deutsche Lieferkettengesetz 
müsse entsprechend nachgeschärft werden, auch auf EU und UN-Ebene seien 
entsprechende Gesetze und bindende Vereinbarungen wichtig (ebd.: 13f; 
vgl. CFFP 2021b: 20). Multilateral sollte auch die Migrations- und Asyl-
politik/-praxis geschlechtergerechter und an Menschenrechten ausgerichtet 
werden. Klimagerechtigkeit sollte zentralen Stellenwert in der Klimaaußen-
politik haben, konkret bedeute das auch den strukturell verankerten Schutz 
von Klima- und Umweltaktivist*innen – oft Vertreter*innen von Indigenen – 
die vielerorts von Gewalt bedroht sind. 2021 wurden weltweit mindestens 
227 von ihnen ermordet (CARE u.a. 2022: 24).

Im Kontext von Waff enexporten spricht das Positionspapier „Annähe-
rung an eine feministische Außenpolitik in Deutschland“ den Verkauf von 
Klein- und Leichtwaff en aus hiesigen Waff enschmieden in Krisengebiete 
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mit den verheerenden Folgen für deren Einsatz gegen zivilgesellschaft-
liche Akteur*innen und bei Femiziden zwar nicht explizit an (vgl. dazu 
CFFP 2021a: 23), aber es fordert ein Rüstungsexportkontrollgesetz, in dessen 
Rahmen sollten geschlechtsspezifi sche Auswirkungen und konfl ikteska-
lierende Auswirkungen von Waff en und Rüstungsgütern beachtet werden. 
Zudem wird moniert, dass Deutschland zu den größten Waff enexporteuren 
weltweit zählt, der Etat der Bundeswehr von 32 Mrd. € (2014) auf 47 Mrd. € 
(2021) erhöht wurde und das Sondervermögen vom 100 Mrd. € für die Bun-
deswehr mit feministischer Außen- und Sicherheitspolitik unvereinbar sei, 
denn es fördere die Rolle Deutschlands als Militärmacht und den Militaris-
mus. Gefordert wird auch, die Bundesregierung solle den  Atomwaff enver-
botsvertrag (TPNW) ratifi zieren (CARE u.a. 2022: 11f). Zur transparenten 
Kontrolle der Umsetzung einer feministischen Außenpolitik verlangt das 
von vielen Frauenorganisationen erarbeitete Positionspapier überprüfbare 
Monitoring-Kriterien und -Mechanismen. Am Begriff  Sondervermögen gibt 
es in weiteren zivilgesellschaftlichen Vereinigungen Kritik, sie monieren 
auch die damit einhergehende Verschuldung.

Die Internationale Frauenliga für Frieden und Freiheit hat einen praxis-
orientierten Leitfaden veröff entlicht, der sich als Handreichung zur konkre-
ten Umsetzung einer feministischen Außenpolitik versteht. Er basiert auf 
folgenden, miteinander verbundenen feministischen Grundwerten: Inter-
sektionalität, empathische Refl exivität, Repräsentation und Partizipation, 
Rechenschaftspfl icht und aktives Friedensengagement (IFFF 2022: 7ff ). 
Am Beispiel der Diplomatie, Sicherheits-, Migrations-, Entwicklungs-, 
Handels- und Umwelt-/Klimapolitik werden diese Werte exemplarisch ver-
anschaulicht. Dieser Leitfaden möchte zu ethischen checks and balances 
in der gesamten außenpolitischen Entscheidungsfi ndung beitragen. Dabei 
geht er von einem off enen Verständnis der wertebasierten feministischen 
Politikgestaltung aus, die sich nicht in eine enge Defi nition pressen lasse, 
sondern in unterschiedlichen Kontexten anwendbar sein soll. Die Hand-
reichung soll helfen, Machtverhältnisse zu dekonstruieren und die eigene 
Rolle der Entscheidenden unter Bezug auf postkoloniale und anti-rassistische 
Perspektiven zu refl ektieren. Dazu tragen ganz konkrete Fragen – auch nach 
der eigenen Rechenschaftspfl icht – bei.

Praxisorientiert ist auch das Manifest des Centre for Feminist Foreign 
Policy (CFFP) zur feministischen Außenpolitik (CFFP 2021b). Es richtet 
sich an alle demokratischen Parteien im Bundestag, also an die Regierung 
als Gestaltungs- und die Opposition als Kontrollinstanz, und versteht sich 
als Beitrag zur feministischen Außenpolitik für Deutschland. Diese soll 
intersektoral, anti-rassistisch, anti-militaristisch, kohärent, transparent und 
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auf Klimagerechtigkeit ausgerichtet sein. Das sehr detaillierte Manifest 
beschreibt den Status Quo, die Grundsätze und Schwerpunkte sowie konkrete 
Maßnahmen feministischer Außenpolitik.

Als Dreh- und Angelpunkte gelten die Überwindung struktureller 
Ungleichheiten und die Veränderung gewaltsamer militarisierter Machtver-
hältnisse durch Abrüstung. Dementsprechend sollte die deutsche Bundes-
regierung den  TPNW unterzeichnen bzw. ratifi zieren und mehr Verantwor-
tung für Abrüstung und Rüstungskontrolle übernehmen (CFFP 2021a: 12; 
2021b: 27). Die Einfl ussnahme der Rüstungslobby auf das Verteidigungs-
ministerium, die Transparency International bereits im Jahr 2020 kritisiert 
hatte, sollte endlich abgestellt werden, etwa durch ein überarbeitetes Lob-
byregister – es wurde erst 2021 vom Deutschen Bundestag eingeführt. Des 
Weiteren verlangt das CFFP-Manifest ein ständiges Prüfungsgremium für 
die öff entliche Auftragsvergabe, um festzustellen, ob externe Beraterverträge 
notwendig seien (CFFP 2021b: 19f). Folglich zählt feministischer Frieden 
neben Geschlechtergerechtigkeit, Klimagerechtigkeit und der Beseitigung 
von Ungleichheiten laut CFFP zu den Schwerpunkten feministischer Außen-
politik (ebd.: 5).

Feministischen zivilgesellschaftlichen Organisationen wird große 
Bedeutung für konkrete rechtliche und politische Veränderungen in ihren 
Gesellschaften beigemessen. Für ihre fi nanzielle Förderung sei der Büro-
kratieabbau notwendig, um kleineren Organisationen den Zugang zu Gel-
dern zu ermöglichen. Bislang versperren kafkaeske bürokratische Hürden 
und eine entsprechend abweisende Haltung in den zuständigen Referaten 
basisnahen Frauenrechts-, LSBTI- und Friedensaktivistinnen den Zugang 
dazu (ebd.: 65f). Im Rahmen einer feministischen Außenpolitik müssten 
sie auch besser gegen Anfeindungen und Bedrohungen durch frauen- und 
queer-feindliche Akteurs- und Interessengruppen geschützt. Deshalb verlangt 
das CFFP-Manifest, die deutsche Bundesregierung müsse stärker – auch 
fi nanziell – länderübergreifend agierende Anti-Gender-Aktivitäten von 
Regierungen, Parteien, Think Tanks, religiösen Gruppen etc. bekämpfen 
(ebd.: 7f). Schließlich seien Anti-Gender-Agitationen in den Kontext globaler 
Angriff e auf die Demokratie und den Multilateralismus einzuordnen. Aus 
diesem Grund sollte das AA eine Taskforce zum Gegensteuern einrichten 
und das Thema in die Ausbildung für den diplomatischen Dienst integrieren 
(ebd.: 54f).

Zudem fordert das CFFP-Manifest, den Kampf gegen gewalttätigen 
(Rechts-)Extremismus auf allen Ebenen – lokal, national, transnational – 
gesamtgesellschaftlich zu intensivieren; gleiches gelte für multidimensionale 
Maßnahmen gegen gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit (ebd.: 25; 
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vgl. Denkovski & CFFP 2022). Darüber hinaus sollen die Förderung und 
der Schutz von Menschenrechten, etwa in der Migrations- und Asylpolitik, 
sowie die Rechenschaftspfl icht von Regierenden großen Stellenwert erhalten 
(CFFP 2021b).

Im Wirtschaftsbereich fokussiert das CFFP-Manifest auf internationale 
feministische Handelspolitik (ebd.: 6). Das Lieferkettensorgfaltspfl ichten-
gesetz soll um strenge Umweltschutzaufl agen und die Rechte der Überle-
benden von Menschenrechtsverletzungen erweitert werden, das beinhalte 
die Einführung einer zivilrechtlichen Haftung für Unternehmen (ebd.: 46f).

Reformbedarf sieht das CFFP-Manifest in der Personalentwicklung im AA, 
u.a. durch Aus- und Fortbildungen zu feministischen Themen, sowie in der 
Einrichtung von ressortinternen und -übergreifenden Abstimmungsgremien.

Fazit

Vom CFFP-Manifest, der praxisorientierten Handreichung der Internatio-
nalen Frauenliga für Frieden und Freiheit sowie dem von etlichen Frauen-
organisationen erarbeitete Positionspapier zur feministischen Außenpolitik 
tauchen in den Leitlinien des AA zur feministischen Außenpolitik nur 
wenige Punkte auf (IFFF 2022; CARE u.a. 2022). Sie betreff en neben der 
Personalentwicklung im AA, die Rüstungskontrolle und die WPS-Agenda 
zur Umsetzung der UN-Resolution 1325 sowie den damit verbundenen 
dritten nationalen Aktionsplans der Bundesregierung. Wenngleich das AA 
zwar ähnlich wie die Friedensaktivist*innen den Schwerpunkt auf mensch-
liche Sicherheit legt, dominieren sicherheitspolitische Interesse im Kontext 
von Verteidigungsbündnissen. Abrüstung bleibt auf der Strecke und die 
Trennlinien zum Pazifi smus veranschaulicht die scharfe Bruchkante zu 
feministischen Forderungen von Friedensaktivist*innen. Während deren 
Positionspapiere und Empfehlungen punktuell auf die notwendige Überwin-
dung von Militarismus und martialischer Männlichkeit hinweisen, blenden 
die Leitlinien des AA dies weitgehend aus.

Gewaltprävention als Maßnahme gegen gruppenbezogene Menschen-
feindlichkeit und daraus resultierender Menschenrechtsverbrechen hätte 
mehr Beachtung verdient. Die Betonung der Wertebasierung in den Leitlinien 
hätte es erfordert, der Überwindung von Rassismus, Ungleichheiten in Folge 
des Kolonialismus und des Antisemitismus den Stellenwert einzuräumen, den 
zivilgesellschaftliche Organisationen verlangten. Sie bezogen sich ausdrück-
lich auf die Verpfl ichtungen Deutschlands aus der Shoah/dem Holocaust 
(CARE u.a. 2022: 4). Für werte- und menschenrechtsbasierte Leitlinien sind 
auch die Aussagen zum Umgang mit Anti-Gender/Feminismus-Bewegungen 
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dürftig, anstatt klarem politischem Wille zu systematischen und präventiven 
Gegenstrategien will das AA eine Studie in Auftrag geben, wie mit dem 
Problem umzugehen sei. Dabei gibt es bereits erkenntnisreiche Forschun-
gen und diff erenzierte Forderungen zu umfassenden Gegenmaßnahmen 
(Denkovski & CFFP 2022).

Hinsichtlich Wertebasierung und Menschenrechte fällt auch das Schwei-
gen des AA über Asyl- und Migrationspolitik auf; es sind Leerstellen, obwohl 
gerade in diesen Bereichen direkte Bezüge zwischen Außen- und Innenpolitik 
bestehen und das AA beweisen könnte, wie wichtig ihm die Einhaltung der 
selbst gewählten Grundlagen seiner feministischen Außenpolitik ist. Mit 
Blick auf die Förderung von Frauen- und LSBTI-Organisationen müssen AA 
und BMZ beweisen, ob sie bereit sind, das kafkaeske Finanzmanagement 
auf ein für kleine Gruppen realistisches Maß herunterzuschrauben, anstatt 
ihnen mit deutschem Kontrollwahn latent zu misstrauen.

In diesem Diskussionsbeitrag ging es darum, neben der themenrelevanten 
zivilgesellschaftlichen Expertise parteipolitische Auseinandersetzungen 
zu veranschaulichen. Hinsichtlich der Parteipolitik ist auff ällig, dass femi-
nistische Ziele zum Spielball für das Gerangel zwischen Opposition und 
Regierung unter verschiedenen Regierungskoalitionen wurden. Anstatt eines 
Schnapprefl exes, die Anträge der jeweiligen demokratischen Opposition 
abzulehnen (Anträge von Bündnis 90/die Grünen und der Linken unter der 
großen Koalitionsregierung von CDU/CSU und SPD sowie Anträge der 
CDU/CSU unter der Ampelkoalition von SPD, Bündnis 90/die Grünen und 
FDP), sollten Politiker*innen angesichts erstarkender antifeministischer und 
antidemokratischer Agitator*innen überlegen, ob es nicht konstruktivere 
Formen der Auseinandersetzung über mögliche gemeinsame Ziele und 
deren Erreichung gibt.

Dieser Beitrag veranschaulichte auch, welche Hürden im AA und dar-
über hinaus personell und ideologisch bestehen, zumal u.a. dieses Ressort 
bis September 2021 andere oder gar gegenteilige Prioritäten hatte. So stellt 
sich die Frage, ob Blockadehaltungen in der Ministerialbürokratie im AA, 
Innenministerium und BMZ – etwa das Beharren auf umständlichen Ver-
fahrensabläufen gegenüber gefährdeten Frauen-, Menschenrechts- und 
LSBTI-Aktivist*innen sowie deren Interessenorganisationen – bürokrati-
schem Pfl ichtbewusstsein oder politischen Absichten geschuldet ist. Ob sich 
letztere mit den zivilgesellschaftlich geforderten Trainings zur feministischen 
Außenpolitik ändern lassen, wird den kritischen Blick der feministischen 
Zivilgesellschaft erfordern.
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